
Titel:
Eilrechtsschutz gegen Windkraftanlagen: Gerichtliche Auflage zur Ermittlung der
Geräuschbelastung

Normenketten:
EEG § 1
BNatSchG § 44 Abs. 1 Nr. 1, § 45 Abs. 7 S. 1 Nr. 5
UVPG § 3a S. 4, § 3b Abs. 2 S. 1, S. 2 Nr. 1, Nr. 2, § 3c S. 1, S. 2, S. 5
VwVfG Art. 24 Abs. 1, Abs. 2
VwGO § 80 Abs. 5 S. 4, § 80a Abs. 3

Leitsätze:
1. Im Verfahren des gerichtlichen Eilrechtsschutzes gegen Windkraftanlagen kann es angezeigt
sein, entsprechend § 80 Abs. 5 S. 4 VwGO die Erstellung eines schalltechnischen
Prognosegutachtens zu verlangen. (Rn. 30 – 31) (redaktioneller Leitsatz)
2. § 3b Abs. 2 S. 2 Nr. 1 UVPG setzt für kumulierende Vorhaben einen räumlich-betrieblichen
Zusammenhang bzw. einen funktionalen und wirtschaftlichen Bezug der einzelnen Anlagen
aufeinander voraus. (Rn. 35 – 36) (redaktioneller Leitsatz)
3. Dass eine Windkraftanlage entsprechend der Zielsetzung in § 1 EEG alsbald einen Beitrag zur
Erzeugung elektrischer Energie aus regenerativen Quellen leisten kann, ist ein im Rahmen
gerichtlicher Abwägung für das Vorhaben streitender gemeinwohlbezogener Gesichtspunkt. (Rn.
49) (redaktioneller Leitsatz)

Schlagworte:
Windkraftanlage, Prognosegutachten, Geräuschvorbelastung, Amtsermittlung, kumulierende Vorhaben,
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls, Rotmilan, Befeuerung

Vorinstanz:
VG Ansbach, Beschluss vom 06.08.2015 – AN 11 S 15.1075

Tenor

I.

Der Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichts Ansbach vom 6. August 2015 wird in den
Nummern 1 und 2 geändert.

II.

Die Beschwerde wird mit der Maßgabe zurückgewiesen, dass dem Antragsgegner aufgegeben wird,
eine von ihm auszuwählende, mit dem Vorhaben bisher noch nicht befasste und gemäß § 26 Satz 1
BImSchG anerkannte Messstelle mit der Erstellung eines nach den Vorgaben der Technischen
Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) zu fertigenden Prognosegutachtens zu beauftragen.
Das Gutachten muss dem Landratsamt A. sowie der Antragstellerin und der Beigeladenen bis
spätestens 31. März 2016 zur Verfügung stehen. Es hat dazu Stellung zu nehmen, ob nach einer
Inbetriebnahme der beiden mit Bescheid des Landratsamts A. vom 17. November 2014
genehmigten Windkraftanlagen die Geräuschgesamtbelastung an dem nach der Nummer A.1.3 TA
Lärm maßgeblichen Immissionsort des Anwesens W. 4 unter Berücksichtigung der Vorbelastung,

VGH München, Beschluss v. 10.12.2015 – 22 CS 15.2247
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die von allen nach den Vorgaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm im
vorliegenden Fall zu berücksichtigenden Anlagen ausgeht, während der lautesten Stunde zwischen
22.00 Uhr und 6.00 Uhr einen Beurteilungspegel von 40 dB(A) nicht übersteigen wird. Die mit
Bescheid der Stadt A. vom 19. März 2015 genehmigten Windkraftanlagen in der Gemarkung C.
haben dabei außer Betracht zu bleiben. Sollte diese Frage zu verneinen sein, hat sich das
Gutachten ferner dazu zu äußern, welchen Voraussetzungen der Betrieb der beiden
streitgegenständlichen Windkraftanlagen genügen muss, damit der vorgenannte Beurteilungspegel
während der lautesten Nachtstunde nicht überschritten werden wird.

III.

Die Beigeladene wird verpflichtet, die Kosten dieses Prognosegutachtens zu tragen.

IV.

Die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen fallen zu vier Fünfteln der Antragstellerin, zu je
einem Zehntel dem Antragsgegner und der Beigeladenen zu Last. Die Antragstellerin hat ferner vier
Fünftel der in beiden Rechtszügen entstandenen außergerichtlichen Kosten der Beigeladenen zu
tragen.

V.

Der Streitwert wird für das Beschwerdeverfahren auf 7.500 Euro festgesetzt.

Gründe

I.

1. Die Antragstellerin wendet sich im vorliegenden Verfahren gegen die sofortige Vollziehbarkeit der
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung, die das Landratsamt A. der Beigeladenen am 17.
November 2014 für die Errichtung und den Betrieb zweier Windkraftanlagen erteilt hat.

Die Antragstellerin ist eigenen Angaben zufolge u. a. Eigentümerin der Grundstücke Fl. Nr. ... und ...,
die mit Wohnhäusern bebaut seien. Diese Grundstücke liegen in W.., einem Ortsteil des kreisfreien
Stadt A. Die verfahrensgegenständlichen Windkraftanlagen sollen auf den im Gebiet des Marktes L.
(Landkreis A.) liegenden Grundstücken Fl. Nr. 647 der Gemarkung U. (nachfolgend „WKA 1“
genannt) bzw. Fl. Nr. 1896 der Gemarkung R. („WKA 2“) am nördlichen Rand eines Waldgebiets
errichtet werden.

2. Noch vor der Einreichung des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsantrags für diese
Anlagen wies die Beigeladene das Landratsamt darauf hin, dass sie auch in der zum Gebiet der
Stadt A. gehörenden Gemarkung C. die Errichtung zweier Windkraftanlagen beabsichtige. Der im
April 2014 beim Landratsamt eingereichte Genehmigungsantrag für die im vorliegenden Verfahren
streitgegenständlichen Anlagen enthielt sodann die Erklärung, die Realisierbarkeit der beiden im
Gebiet der Stadt A. geplanten Windkraftanlagen, die annähernd südlich der WKA 1 bzw. südwestlich
der WKA 2 am Westrand des vorerwähnten Waldgebiets entstehen sollen, lasse sich noch nicht
beurteilen; das Landratsamt habe deshalb von der Verwirklichung nur der beiden vorliegend
streitgegenständlichen Anlagen auszugehen.

Mit Schreiben vom 6. August 2014 setzte die Beigeladene das Landratsamt davon in Kenntnis, dass
sie bei der Stadt A. ein immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren für die zwei in der
Gemarkung C. zu errichtenden Anlagen einleiten werde. Die durch die beiden hier
verfahrensgegenständlichen Anlagen hervorgerufenen Geräusche sollten in dem von der Stadt A.
durchzuführenden Verfahren als Vorbelastung gewertet werden.
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3. In dem dem Bescheid vom 17. November 2014 vorausgehenden Genehmigungsverfahren reichte
die Beigeladene ein am 12. Februar 2014 erstelltes schalltechnisches Gutachten ein, das am 24.
April 2014 ergänzt wurde. Der Ermittlung der Vorbelastung wurden sowohl in der Ausarbeitung vom
12. Februar 2014 als auch in der Ergänzung hierzu jeweils die Geräuschemissionen von drei
zwischen W.-... und G. bestehenden, von vier nordwestlich von W.-... geplanten (zwischenzeitlich
durch Bescheid des Landratsamts A. vom 15.8.2014 genehmigten) und von zwei nordwestlich von
C. liegenden Windkraftanlagen zugrunde gelegt. In der ergänzenden Ausarbeitung vom 24. April
2014 führte der Gutachter aus, bei einer Ortseinsicht am 24. August 2012 seien keine weiteren
relevanten Vorbelastungsquellen entdeckt worden.

In einem Anhang zu der letztgenannten Ausarbeitung wurde eine Immissionsprognose u. a. in
Bezug auf das Wohnanwesen der Antragstellerin vorgenommen. Für diesen Immissionsort,
hinsichtlich dessen der Gutachter von der Maßgeblichkeit eines nächtlichen Immissionsrichtwerts
von 40 dB(A) ausging, nennt die Ergänzung vom 24. April 2014 eine durch Windkraftanlagen
hervorgerufene Vorbelastung von 19,8 dB(A), eine Zusatzbelastung von 36,8 dB(A) und eine durch
Windkraftanlagen bedingte Gesamtbelastung von 36,9 dB(A).

Das Ergebnis der Überprüfung des Gutachtens vom 12. Februar 2014 in der Gestalt der Ergänzung
vom 24. April 2014 fasste das Sachgebiet „Technischer Immissionsschutz“ des Landratsamts am 5.
Juni 2014 u. a. dahingehend zusammen, dass weitere Vorbelastungen als diejenigen, die von den in
diesen Ausarbeitungen berücksichtigten Windkraftanlagen hervorgerufen würden, nicht vorhanden
seien.

4. Die Beigeladene hat dem Landratsamt ferner eine im Februar 2014 erstellte spezielle
artenschutzrechtliche Prüfung sowie eine vom Januar 2014 stammende faunistische
Bestandsaufnahme zur Verfügung gestellt. Beide Untersuchungen beziehen sich sowohl auf die
vorliegend verfahrensgegenständlichen als auch auf die von der Beigeladenen im Gebiet der Stadt
A. geplanten Windkraftanlagen.

Hinsichtlich des Rotmilans wird in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung ausgeführt, Tiere
dieser Art seien im Bereich der geplanten Windkraftanlagen als opportunistische Nahrungsgäste
einzustufen; bei Durchführung der in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung vorgeschlagenen
Vermeidungsmaßnahmen sei nicht von einem erhöhten Kollisionsrisiko auszugehen.

Nachdem die Regierung von Mittelfranken - höhere Naturschutzbehörde - Bedenken gegen die
spezielle artenschutzrechtliche Prüfung vorgebracht hatte, reichte die Beigeladene eine am 10. Juli
2014 erstellte Ergänzung zu dieser Ausarbeitung ein, in der sie die Auffassung vertrat, ein
projektbedingt erhöhtes Tötungsrisiko für den Rotmilan könne nach wie vor mit hinreichender
Sicherheit ausgeschlossen werden.

Der wiederholten Forderung der höheren Naturschutzbehörde, die Aufenthaltszeiten des Rotmilans
in Bezug auf jede einzelne Anlage darzustellen, kam der Gutachter erst mit einer vom 15. August
2014 datierenden Ergänzung der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung nach. In einer E-Mail an
die Beigeladene vom 1. September 2014 führte die höhere Naturschutzbehörde daraufhin aus, da
die Aufenthaltszeit von Rotmilanen im Gefahrenbereich der WKA 2 mit 122,46 min/km² deutlich über
der durchschnittlichen Aufenthaltszeit von 66,84 min/km² im Prüfbereich liege, sei bei dieser Anlage
- anders als bei der WKA 1 - von einem signifikant erhöhten Tötungsrisiko für den Rotmilan
auszugehen. Der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 BNatSchG müsse bei der WKA 2 demnach als
erfüllt angesehen werden. Dem Landratsamt teilte die höhere Naturschutzbehörde mit Schreiben
vom 17. September 2014 mit, eine Genehmigung der WKA 2 komme nur mit den Auflagen in
Betracht, dass diese Anlage zum einen von Anfang April bis Ende August von 8.00 Uhr bis
Sonnenuntergang abgeschaltet und zum anderen ein die Raumnutzung durch den Rotmilan
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betreffendes Monitoring angeordnet werde, das die Wirksamkeit der gutachterlich vorgeschlagenen
Vermeidungsmaßnahmen zum Gegenstand habe. Werde nachgewiesen, dass aus diesem Grund
ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko für den Rotmilan nicht mehr zu erwarten sei, könne die
erforderliche Abschaltzeit für die WKA 2 angepasst bzw. aufgehoben werden.

5. In einem Aktenvermerk vom 29. September 2014 hielt das Landratsamt fest, für das Vorhaben der
Beigeladenen sei nach der Nummer 1.6.3 der Anlage 1 zum Gesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen
gewesen, da es sich „um ein kumulierendes Vorhaben mit weiteren geplanten Windkraftanlagen in
der näheren Umgebung“ handele. Die standortbezogene Vorprüfung habe ergeben, dass keine
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen gemäß den in der Nummer 2 der Anlage 2 zum
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung aufgestellten Kriterien zu erwarten seien und das
Vorhaben deshalb keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedürfe. Insbesondere lägen an dem
beantragten Standort keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vor, die die Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern würden.

6. Die am 17. November 2014 erteilte, der Beigeladenen am Folgetag zugestellte
immissionsschutzrechtliche Genehmigung enthält u. a. die Auflage, die in der speziellen
artenschutzrechtlichen Prüfung vom 14. Februar 2014 aufgeführten, den Rotmilan betreffenden
Vermeidungsmaßnahmen zu beachten. Ferner wurde der Beigeladenen aufgegeben, die WKA 2 von
Anfang April bis Ende August von 8.00 Uhr morgens bis Sonnenuntergang abzuschalten. Um die
Wirksamkeit der vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen zu prüfen, wurde die Beigeladene
außerdem zur Durchführung eines die Raumnutzung durch den Rotmilan betreffenden Monitorings
verpflichtet, dessen Ablauf und Details eng mit der höheren Naturschutzbehörde abzustimmen
seien.

7. Die gegen den Bescheid vom 17. November 2014 erhobene Anfechtungsklage der Antragstellerin
wies das Verwaltungsgericht Ansbach durch Urteil vom 23. Juli 2015 (Az. AN 11 K 14.1943) als
unbegründet ab. Über das Begehren der Antragstellerin, hiergegen die Berufung zuzulassen (Az. 22
ZB 15.2322), hat der Verwaltungsgerichtshof noch nicht entschieden.

8. Bereits durch Bescheid vom 25. Juni 2015 hatte das Landratsamt den Bescheid vom 17.
November 2014 auf Antrag der Beigeladenen hin für sofort vollziehbar erklärt.

Die Anträge der Antragstellerin, die aufschiebende Wirkung ihrer Klage wiederherzustellen,
hilfsweise die Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit aufzuheben, lehnte das Verwaltungsgericht
durch Beschluss vom 6. August 2015 ab.

9. Mit der gegen diesen Beschluss eingelegten Beschwerde verfolgt die Antragstellerin den
vorgenannten Haupt- und Hilfsantrag unverändert weiter.

Im Übrigen wird auf die Gerichts- und Behördenakten Bezug genommen.

II.

Die zulässige Beschwerde, bei deren Prüfung der Verwaltungsgerichtshof gemäß § 146 Abs. 4 Satz
6 VwGO grundsätzlich auf das form- und fristgerechte Beschwerdevorbringen beschränkt ist, hat nur
mit der Maßgabe Erfolg, dass dem Antragsgegner und der Beigeladenen entsprechend § 80 Abs. 5
Satz 4 VwGO die aus den Nummern II und III des Beschlusstenors ersichtlichen Auflagen zu
erteilen waren. Denn die Beschwerdebegründung zeigt Bedenken an der Rechtmäßigkeit des
Bescheids vom 17. November 2014 nur insofern auf, als derzeit zu bezweifeln ist, ob das
Landratsamt seiner sich aus Art. 24 Abs. 1 und 2 BayVwVfG ergebenden Verpflichtung, den
entscheidungserheblichen Sachverhalt von Amts wegen aufzuklären, hinsichtlich der
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Geräuschvorbelastung des Wohnanwesens der Antragstellerin vollumfänglich nachgekommen ist.
Da das insoweit gegenwärtig bestehende Erkenntnisdefizit der Genehmigungsfähigkeit der im
vorliegenden Verfahren streitgegenständlichen Anlagen dem Grunde nach wohl nicht entgegensteht
und nur eine geringe Wahrscheinlichkeit dafür spricht, dass die erteilte Genehmigung als Folge der
nachzuholenden Ermittlungsmaßnahmen zugunsten der Antragstellerin abgeändert werden muss
(eine solche Änderung überdies allenfalls in begrenztem Umfang erforderlich sein kann), gebietet es
die Interessenabwägung, auf die es bei einer Entscheidung nach § 80a Abs. 3, § 80 Abs. 5 VwGO
ausschlaggebend ankommt, nicht, der anhängigen Klage (bzw. dem Antrag auf Zulassung der
Berufung) aufschiebende Wirkung zuzuerkennen. Selbst wenn sich herausstellen sollte, dass die
bisherige Fassung des Bescheids vom 17. November 2014 das Recht der Antragstellerin verletzt,
vor schädlichen Umwelteinwirkungen in Gestalt einer zu hohen Geräuschgesamtbelastung
verschont zu bleiben, die auf das Hinzutreten der beiden hier verfahrensgegenständlichen
Windkraftanlagen zurückzuführen ist, ließe sich dieser Mangel nämlich unschwer durch einen die
Schallemissionen dieser Anlagen auf das rechtskonforme Maß begrenzenden Verwaltungsakt
ausräumen.

1. Soweit die Beschwerdebegründung eine am Maßstab von § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO
unzureichende Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung bemängelt, ist dem nicht zu
folgen.

Das Landratsamt hat im Bescheid vom 25. Juni 2015 die Gründe, die aus dortiger Sicht die sofortige
Vollziehbarkeit der Genehmigung vom 17. November 2014 rechtfertigen, eingehend dargelegt.
Hierbei hat es zum einen auf nach Auffassung der Behörde schutzwürdige Belange der
Beigeladenen (Abschnitt II.2 der Bescheidsgründe), zum anderen darauf verwiesen, dass auch
gewichtige öffentliche Interessen für einen Wegfall der aufschiebenden Wirkung der Klage der
Antragstellerin sprächen (Abschnitt II.3 der Bescheidsgründe). Diese Gesichtspunkte wurden in
Abschnitt II.4 der Bescheidsgründe mit dem Wunsch der Antragstellerin abgewogen, vor der
Unanfechtbarkeit der Genehmigung nicht vor vollendete Tatsachen gestellt zu werden. Damit ist den
formellen Anforderungen des § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO Genüge getan.

2. Den Einwänden in Abschnitt B.II.2.2 der Beschwerdebegründungsschrift vom 21. Oktober 2015
kann insoweit grundsätzliche Beachtlichkeit nicht abgesprochen werden, als darin Bedenken gegen
die Verlässlichkeit der im Verwaltungsverfahren vorgelegten schalltechnischen Untersuchung vom
12. Februar 2014 - auch unter Berücksichtigung der mit Schreiben vom 24. April 2014 erfolgten
Ergänzung - angemeldet werden, die aus der unterbliebenen Berücksichtigung der Geräusche
resultieren, die durch einen Betrieb der in B. bestehenden Asphaltmischanlage während der
Nachtzeit hervorgerufen werden.

Nach der Nummer 3.2.1 Abs. 1 TA Lärm ist der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch
Geräusche vorbehaltlich der Regelungen in den Absätzen 2 bis 5 dieser Nummer dann
sichergestellt, wenn die Gesamtbelastung am maßgeblichen Immissionsort die Immissionswerte
nach der Nummer 6 TA Lärm nicht überschreitet.

Zwischen den Beteiligten ist nicht strittig, dass das von der Antragstellerin für eigene Wohnzwecke
genutzte Gebäude in einem Gebiet liegt, das angesichts der dort tatsächlich ausgeübten Nutzungen
einem allgemeinen Wohngebiet im Sinn von § 4 Abs. 1 BauNVO entspricht. Im vorliegenden
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes, in dem regelmäßig eine nur überschlägige Prüfung der
Sach- und Rechtslage ausreicht, kann deshalb davon ausgegangen werden, dass die
Geräuschgesamtbelastung am maßgeblichen Immissionsort dieses Gebäudes (vgl. dazu Nummer
A.1.3 Abs. 1 Buchst. a TA Lärm) während der lautesten Stunde der Nachtzeit (Nummer 6.4 Abs. 3
Satz 2 TA Lärm) gemäß der Nummer 6.1 Abs. 1 Buchst. d TA Lärm einen Beurteilungspegel von 40
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dB(A) nicht übersteigen darf.

Die Gesamtbelastung ist in der Nummer 2.4 Abs. 3 TA Lärm dahingehend definiert, dass sie die
Belastung eines Immissionsortes mit Geräuschen darstellt, die von allen Anlagen hervorgerufen
wird, für die die TA Lärm gilt; sie wird durch energetische Addition der Kenngrößen für die Vor- und
die Zusatzbelastung bestimmt (Feldhaus/Tegeder, TA Lärm, o. J., Nr. 2 Rn. 53).

2.1 Entgegen dem Vorbringen in Abschnitt B.II.2.2 der Beschwerdebegründung ist die
schalltechnische Untersuchung insoweit nicht zu beanstanden, als sie die Geräusche
unberücksichtigt gelassen hat, die von den beiden Windkraftanlagen hervorgerufen werden, deren
Errichtung und Betrieb die Stadt A. mit Bescheid vom 19. März 2015 genehmigt hat. Dass es sich
hierbei um keinen Bestandteil der „Zusatzbelastung“ im Sinn der Nummer 2.4 Abs. 2 TA Lärm
handeln kann, folgt bereits daraus, dass es sich bei jenem Vorhaben nicht um die Anlagen handelt,
die in dem Verwaltungsverfahren, das dem Bescheid vom 17. November 2014 vorausging, zu
beurteilen waren. Da die Anlagen, die den Gegenstand des Bescheids vom 19. März 2015 bilden,
im vorliegend maßgeblichen Beurteilungszeitpunkt (nämlich bei Erlass bzw. bei der Bekanntgabe
des Bescheids vom 17.11.2014) weder tatsächlich vorhanden noch - falls es darauf ankommen
sollte - auch nur genehmigt waren, stellen die von ihnen verursachten Schallimmissionen aber auch
keinen Bestandteil der Vorbelastung im Sinn der Nummer 2.4 Abs. 1 TA Lärm dar.

Dieses aus den Begriffsbestimmungen der Vor- und der Zusatzbelastung folgende Ergebnis ist auch
sachgerecht. Wären die Immissionen der beiden von der Beigeladenen im Gebiet der Stadt A.
geplanten Windkraftanlagen bereits - wie von der Antragstellerin gefordert - in dem dem Bescheid
vom 17. November 2014 vorangehenden Verwaltungsverfahren bei der Ermittlung der Vor- oder der
Zusatzbelastung berücksichtigt worden, so hätte sich die Beigeladene u. U. dann ungerechtfertigten
Einschränkungen hinsichtlich des Emissionsverhaltens (und damit mittelbar des zulässigen
Betriebsumfangs) der beiden im Landkreis A. zu errichtenden Anlagen ausgesetzt gesehen, wenn
die Mitberücksichtigung des von ihr im Gebiet der Stadt A. geplanten Vorhabens zu dem Ergebnis
geführt hätte, dass durch das Hinzutreten der beiden dort zu errichtenden Anlagen die
einzuhaltenden Immissionswerte an irgendeinem in die Betrachtung einzubeziehenden
Immissionsort überschritten worden wären, sich im weiteren Verfahrensfortgang jedoch
herausgestellt hätte, dass die letztgenannten Anlagen (oder auch nur eine hiervon) nicht
genehmigungsfähig sind oder die Beigeladene ihre diesbezüglichen Planungen nicht weiterverfolgt
(bzw. sie ihren Genehmigungsantrag zurückgenommen) hätte. Dieses rechtswidrige Ergebnis wurde
dadurch vermieden, dass die beiden im Gebiet der Stadt A. zu errichtenden Anlagen bei der
Ermittlung der im vorliegenden Verwaltungsverfahren zu berücksichtigenden Vor- und
Zusatzbelastung außer Betracht blieben, andererseits jedoch die Geräuschimmissionen der zwei
hier verfahrensgegenständlichen Windkraftanlagen in die Vorbelastung eingegangen sind, die im
Vorfeld der Genehmigung der beiden in der Gemarkung C. der Stadt A. geplanten Anlagen zu
ermitteln war.

2.2 Ungesichert ist die Einhaltung der Lärmgrenzwerte zum Schutz der Antragstellerin jedoch
insofern, als die Geräusche der in B. bestehenden Asphaltmischanlage weder in die
schalltechnische Untersuchung vom 12. Februar 2014 noch in deren Ergänzung vom 24. April 2014
Eingang gefunden haben. Da Asphaltmischanlagen dem Anwendungsbereich der TA Lärm
unterfallen und die Anlage in B. nach dem derzeitigen Kenntnisstand des Verwaltungsgerichtshofs
während der Nachtzeit von Rechts wegen betrieben werden darf, nach dem Vorbringen der
Antragstellerin ferner eine hinreichende Wahrscheinlichkeit dafür spricht, dass während der
Nachtstunden dort zumindest gelegentlich auch tatsächlich Produktionsvorgänge stattfinden, ist zu
bezweifeln, dass die mit einem Nachtbetrieb der Asphaltmischanlage ggf. einhergehenden
Schallimmissionen bei der Ermittlung der auf das Wohnanwesen der Antragstellerin während der
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Nachtzeit einwirkenden Geräuschvorbelastung unberücksichtigt bleiben durften. Denn da die
verfahrensgegenständlichen Windkraftanlagen am Wohngebäude der Antragstellerin einen
Beurteilungspegel von 36,8 dB(A) hervorrufen - sie mithin den während der Nachtzeit
einzuhaltenden Immissionsrichtwert von 40 dB(A) nicht um mindestens 6 dB(A) unterschreiten -,
kann nach der Nummer 3.2.1 Abs. 6 Satz 2 TA Lärm auf die (rechtskonforme) Bestimmung der
Vorbelastung nicht verzichtet werden. Das Wohngebäude der Antragstellerin liegt wahrscheinlich
noch im Einwirkungsbereich des Asphaltmischwerks, da dieses dort einen Beurteilungspegel
verursachen dürfte, der um weniger als 10 dB(A) unter dem maßgeblichen Immissionsrichtwert für
die Nachtzeit von 40 dB(A) liegt (vgl. Nr. 2.2 TA Lärm). Nach dem Vorbringen in Abschnitt 4 des
Schriftsatzes der Bevollmächtigten der Beigeladenen vom 30. November 2015, wonach das
Asphaltmischwerk, falls es mit einem Schallleistungspegel von 108,4 dB(A) betrieben wird, am
Anwesen der Antragstellerin einen Beurteilungspegel von 31,7 dB(A) hervorruft, ist wohl hiervon
auszugehen. Auch das Landratsamt A. spricht in seiner Stellungnahme vom 3. Dezember 2015
bezeichnenderweise davon, es sei nur „fraglich“, ob die Asphaltmischanlage wegen der
Irrelevanzgrenze bei der Ermittlung der Vorbelastung hätte berücksichtigt werden müssen.
Unabhängig hiervon darf nicht außer Betracht bleiben, dass die schalltechnische Beurteilung vom
30. November 2015, die dem Verwaltungsgerichtshof als Anlage zum Schreiben der
Bevollmächtigten der Beigeladenen vom gleichen Tage zugegangen ist, ersichtlich in großer Eile
erstellt wurde. Dies gebietet es, die darin zum Ausdruck gebrachten Einschätzungen zurückhaltend
zu bewerten.

Sollte sich herausstellen, dass nächtliche Schallimmissionen der Asphaltmischanlage grundsätzlich
in die Ermittlung der Vorbelastung hätten Eingang finden müssen, diese Einbeziehung jedoch dazu
führen würde, dass die am maßgeblichen Immissionsort des Wohnanwesens der Antragstellerin zu
verzeichnende Geräuschgesamtbelastung während der lautesten Nachtstunde einen
Beurteilungspegel von 40 dB(A) nicht übersteigt, würde die Antragstellerin nicht in ihrem subjektiven
Recht verletzt, vor schädlichen Lärmeinwirkungen verschont zu bleiben. Da die an diesem
Immissionsort unter Ausklammerung der Asphaltmischanlage zu erwartende nächtliche
Geräuschgesamtbelastung nur mit 36,9 dB(A) prognostiziert wurde, spricht hierfür angesichts der
voraussichtlich allenfalls maßvollen akustischen Auswirkungen der Asphaltmischanlage eine nicht
geringe Wahrscheinlichkeit. Das würde umso mehr gelten, sollte sich das Vorbringen der
Beigeladenen als zutreffend herausstellen, die zwischenzeitlich erfolgte Dreifachvermessung von
Windkraftanlagen des Typs, dessen Errichtung und Betrieb durch den Bescheid vom 17. November
2014 genehmigt wurden, habe ergeben, dass sie nur einen geringeren Schallleistungspegel
hervorrufen als er den Immissionsprognosen vom 12. Februar 2014 und vom 24. April 2014
zugrunde gelegt wurde. Sollte sich aber herausstellen, dass der Beurteilungspegel von 40 dB(A) bei
Mitberücksichtigung des von der Asphaltmischanlage ausgehenden Immissionsanteils (auch
insoweit noch ohne Einbeziehung der weiteren Geräuschbelastung, der sich die Antragstellerin nach
einer Inbetriebnahme der beiden mit Bescheid der Stadt A. vom 19.3.2015 genehmigten Anlagen
ausgesetzt sehen wird) überschritten würde, wäre diesem Umstand vorrangig dadurch Rechnung zu
tragen, dass hinsichtlich der beiden Anlagen, auf die sich der Bescheid vom 17. November 2014
bezieht, entweder eine Betriebszeitbeschränkung oder eine Begrenzung des Schallleistungspegels
angeordnet wird, den sie während der Nachtzeit (und auch das ggf. nur bei gleichzeitigem Betrieb
der Asphaltmischanlage) höchstens hervorrufen dürfen.

Um insoweit alsbald Klarheit zu schaffen, hält es der Verwaltungsgerichtshof - auch mit Blickrichtung
auf das hier in Gestalt eines Antrags auf Zulassung der Berufung anhängige Hauptsacheverfahren -
für angezeigt, entsprechend § 80 Abs. 5 Satz 4 VwGO die Erstellung eines diese Fragen
beantwortenden schalltechnischen Prognosegutachtens zu verlangen. Die Notwendigkeit eines
solchen Gutachtens wird dadurch bestätigt, dass sich der Umweltingenieur des Landratsamts auf
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der Grundlage der derzeitigen Erkenntnislage zu einer abschließenden Aussage über die am
Wohnanwesen der Antragstellerin zu erwartende Geräuschgesamtbelastung nicht in der Lage sieht
(vgl. seine Stellungnahme vom 10.12.2015). Pflichtgemäßer Ausübung des Ermessens, das den
Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit bei Entscheidungen nach § 80 Abs. 5 VwGO zusteht,
entspricht es hierbei, dieses Gutachten im Interesse einer höchstmöglichen Richtigkeitsgewähr
durch eine gemäß § 26 Satz 1 BImSchG anerkannte Messstelle fertigen zu lassen und die Auswahl
dieser Stelle nicht der Beigeladenen zu überlassen, sondern sie dem Antragsgegner als Träger der
Genehmigungsbehörde zu überantworten. Ebenfalls auf § 80 Abs. 5 Satz 4 VwGO beruht die
Regelung, dass die Kosten dieses Gutachtens von der Beigeladenen zu tragen sind. Denn sie ist
ihrer Obliegenheit, den Nachweis der Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen zu führen (vgl. §
4 Abs. 1 Satz 1 der 9. BImSchV), durch die im Verwaltungsverfahren vorgelegten Ausarbeitungen
noch nicht vollauf gerecht geworden.

Der Verwaltungsgerichtshof geht davon aus, dass das angeordnete Prognosegutachten zeitgerecht
erstellt wird und dass das Landratsamt - sollten sich entgegen der überwiegenden
Wahrscheinlichkeit doch schädliche Lärmeinwirkungen auf das Anwesen der Antragstellerin ergeben
- unverzüglich bescheidsmäßige Konsequenzen ziehen wird. Andernfalls bestünden die
Möglichkeiten des § 80 Abs. 7 VwGO.

Des weiteren sind zur Klarstellung folgende Hinweise veranlasst:

Wenn der Verwaltungsgerichtshof in der Nummer II des Tenors dieses Beschlusses fordert, dass
das in Auftrag zu gebende Gutachten die Vorbelastung unter Berücksichtigung der Geräusche zu
ermitteln hat, die „von allen nach den Vorgaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm
im vorliegenden Fall zu berücksichtigenden Anlagen“ ausgehen, so trägt er damit dem Umstand
Rechnung, dass das Landratsamt nach Art. 24 Abs. 1 BayVwVfG den Sachverhalt von Amts wegen
zu erforschen hat und deshalb eine Vergewisserung darüber angezeigt erscheint, ob in der
Umgebung außer dem Asphaltmischwerk noch andere der TA Lärm unterfallende Anlagen
vorhanden sind, die während der Nachtzeit ebenfalls Geräusche emittieren, die am Wohnanwesen
der Antragstellerin pegelerhöhend wirken.

3. Das übrige Beschwerdevorbringen rechtfertigt demgegenüber keine Abänderung der
Entscheidung des Verwaltungsgerichts.

3.1 Zu Unrecht behauptet die Antragstellerin in Abschnitt B.II.1.1 der Beschwerdebegründung,
anstelle der durchgeführten standortbezogenen Vorprüfung sei vorliegend eine allgemeine
Vorprüfung des Einzelfalles geboten gewesen. Das Landratsamt und das Verwaltungsgericht gingen
jedenfalls im Ergebnis vielmehr zu Recht davon aus, dass sich die Art einer vorzunehmenden
Umweltverträglichkeitsvorprüfung vorliegend nach der Nummer 1.6.3 der Anlage 1 zum Gesetz über
die Umweltverträglichkeitsprüfung bestimmten. Denn die zwei Windkraftanlagen, die Gegenstand
des dem Bescheid vom 17. November 2014 vorausgehenden Verwaltungsverfahrens waren, bilden
allenfalls zusammen mit den beiden Anlagen, deren Errichtung die Beigeladene in der Gemarkung
C. der Stadt A. bereits damals plante, ein „kumulierendes Vorhaben“ im Sinn von § 3b Abs. 2 Satz 1
und 2 i. V. m. § 3c Satz 5 UVPG. Allein mit diesen beiden Anlagen, nicht aber mit den im fünften
Absatz des Abschnitts B.II.1.1 der Beschwerdebegründung in Bezug genommenen, in der weiteren
Umgebung außerdem vorhandenen bzw. geplanten neun sonstigen Windkraftanlagen weist das
streitgegenständliche Vorhaben ggf. nämlich den nach den letztgenannten Bestimmungen
erforderlichen „engen Zusammenhang“ auf.

Ob zwischen mehreren Anlagen ein solcher Zusammenhang besteht, hängt nicht von optisch
wahrnehmbaren Umständen, insbesondere nicht davon ab, ob diese Anlagen einen wenigstens in
Ansätzen erkennbaren Bebauungszusammenhang bilden (BVerwG, U. v. 18.6.2015 - 4 C 4.14 -
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NVwZ 2015, 1458 Rn. 24). Dieses Kriterium ist nach dem Sinn und Zweck der Kumulationsregelung,
Vorhaben mit einem gemeinsamen Einwirkungsbereich zu erfassen, vielmehr danach zu
bestimmen, ob damit zu rechnen ist, dass sich ihre Umweltauswirkungen überlagern (BVerwG, U. v.
18.6.2015 a. a. O. Rn. 24). Bei dem Erfordernis, dass es voraussichtlich zu
Wirkungsüberschneidungen der Anlagen kommen wird, handelt es sich jedoch lediglich um ein
notwendiges, nicht aber ein hinreichendes Kriterium dafür, um ein „kumulierendes Vorhaben“
annehmen zu können. Vorhaben, die beziehungslos und gleichsam zufällig nebeneinander
verwirklicht werden, unterliegen nämlich nicht schon wegen ihrer sich überlagernden
Umweltauswirkungen der Vorprüfungspflicht (BVerwG, U. v. 18.6.2015 a. a. O. Rn. 25). Denn § 3b
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 UVPG verlangt eine Ausführung „auf demselben Betriebs- oder Baugelände“ und
eine Verbindung „mit gemeinsamen betrieblichen oder baulichen Einrichtungen“. Dies setzt einen
räumlich-betrieblichen Zusammenhang bzw. einen funktionalen und wirtschaftlichen Bezug der
einzelnen Anlagen aufeinander voraus (BVerwG, U. v. 18.6.2015 a. a. O. Rn. 26).

Die Antragstellerin hat auch nach Erhalt des Schreibens vom 3. November 2015, in dem der
Verwaltungsgerichtshof die Beteiligten auf die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom
18. Juni 2015 (a. a. O.) hingewiesen hat, nicht aufgezeigt, dass zwischen dem hier
verfahrensgegenständlichen Vorhaben und den in der Beschwerdebegründung erwähnten neun
weiteren Windkraftanlagen ein räumlich-betrieblicher Zusammenhang besteht bzw. sie funktional
und wirtschaftlich aufeinander bezogen sind. Dies ist auch unabhängig von einschlägigem
Vorbringen der Antragstellerin zu verneinen, da nicht einmal entfernte Anhaltspunkte dafür vorliegen,
dass sie technisch miteinander verknüpft oder sie wirtschaftlich in einer Weise verbunden sind, dass
der von ihren Betreibern verfolgte ökonomische Zweck nur mit Rücksicht auf den Bestand und den
Betrieb der jeweils anderen Anlagen sinnvoll verwirklicht werden kann. Auf die in der
Beschwerdebegründung umfänglich thematisierte Frage, ob sich die Umweltauswirkungen des
Vorhabens der Beigeladenen mit denjenigen der neun in der Beschwerdebegründung erwähnten
weiteren Windkraftanlagen überlagern, kommt es deshalb nicht entscheidungserheblich an.

An dem Ergebnis, dass aus diesem Grund keine Zusammenrechnung von Windkraftanlagen
stattzufinden hat, die dazu führt, dass die in der Nummer 1.6.2 der Anlage 1 zum Gesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung genannte Zahl von mindestens sechs Windkraftanlagen erreicht und
damit eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles im Sinn von § 3c Satz 1 UVPG notwendig und
ändert auch der in der Zuschrift der Bevollmächtigten der Antragstellerin vom 16. November 2015
enthaltene knappe Hinweis nichts, die vier von der Beigeladenen geplanten und die neun in der
Umgebung außerdem vorhandenen bzw. bereits genehmigten Windkraftanlagen seien jedenfalls als
„sonstige in Natur und Landschaft eingreifende Maßnahmen“ im Sinn von § 3b Abs. 2 Satz 2 Nr. 2
UVPG anzusehen. Dieses Vorbringen erweist sich unabhängig von seiner unterbliebenen
Substantiierung deshalb als nicht stichhaltig, weil es sich bei § 3b Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 UVPG
zutreffender Auffassung zufolge (vgl. Sangenstedt in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Bd. I, Stand
Mai 2003, § 3b UVPG Rn. 33; Dienes in Hoppe/Beckmann, UVPG, 4. Aufl. 2012, § 3b Rn. 32) um
einen Auffangtatbestand handelt, der ausschließlich Vorhaben erfasst, die keine „Anlagen“ im
Rechtssinne zum Gegenstand haben. Denn die eingangs des § 3b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 UVPG
verwendete Formulierung „technische und sonstige Anlagen“ bringt eindeutig zum Ausdruck, dass
diese Bestimmung abschließend regelt, unter welchen Voraussetzungen bei Anlagen ein „enger
Zusammenhang“ im Sinn von § 3b Abs. 2 Satz 1 UVPG besteht.

3.2 Auf sich beruhen kann, ob zwischen dem verfahrensgegenständlichen Vorhaben und den beiden
von der Beigeladenen in der Gemarkung C. der Stadt A. geplanten Windkraftanlagen ein räumlich-
betrieblicher Zusammenhang bzw. ein funktionaler und wirtschaftlicher Bezug besteht, ob sich ein
solcher Zusammenhang in Ermangelung eines gemeinsamen Betriebsgeländes insbesondere
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daraus ergibt, dass sie nach der Darstellung in Abschnitt 2 des Schreibens der Bevollmächtigten der
Beigeladenen vom 16. November 2015 über ein und dasselbe Stromkabel an das Stromnetz
angebunden sind (zweifelnd für einen solchen Fall Storm/Bunge, Handbuch der
Umweltverträglichkeitsprüfung, Bd. 1, 0600, § 3b UVPG Rn. 73).

Die Beschwerdebegründung zeigt jedenfalls keine Mängel der durchgeführten standortbezogenen
Vorprüfung des Einzelfalls auf. Die gerichtliche Überprüfung hat sich hierbei gemäß § 3a Satz 4
UVPG darauf zu beschränken, ob diese Vorprüfung entsprechend den Vorgaben des § 3c Satz 2
UVPG durchgeführt wurde und das Ergebnis nachvollziehbar ist.

Auch die Antragstellerin räumt eingangs des Abschnitts B.II.1.2 der Beschwerdebegründung ein,
dass im Rahmen einer standortbezogenen Vorprüfung nach § 3c Satz 2 UVPG lediglich der Frage
nachzugehen ist, ob das Vorhaben aufgrund besonderer örtlicher Gegebenheiten gemäß den in der
Anlage 2 Nummer 2 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung aufgeführten
Schutzkriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen erwarten lässt. Durch den Gebrauch
des Begriffs „Schutzkriterien“ in § 3c Satz 2 UVPG bringt das Gesetz trotz der Erwähnung der
gesamten Nummer 2 der Anlage 2 im Ergebnis eindeutig zum Ausdruck, dass allein darauf
abzustellen ist, ob durch das Vorhaben die in der Nummer 2.3 der Anlage 2 aufgeführten
Gesichtspunkte erheblich tangiert werden können. Denn diese Nummer enthält eine gesetzliche
Definition des Begriffs der „Schutzkriterien“; sie treten insoweit klar abgegrenzt neben die in der
Nummer 2.1 der Anlage 2 ebenfalls einer gesetzlichen Begriffsbestimmung zugeführten
„Nutzungskriterien“ und die in der Nummer 2.2 definierten „Qualitätskriterien“. Dass bei einer
standortbezogenen Vorprüfung allein darauf abzustellen ist, ob erhebliche nachteilige Auswirkungen
auf die in der Nummer 2.3 der Anlage 2 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
aufgeführten Schutzkriterien zu erwarten sind, hat der Bayerische Verwaltungsgerichtshof im
Übrigen bereits im Beschluss vom 12. März 2008 (22 CS 07.2027 - juris Rn. 12) festgehalten. In
Übereinstimmung damit hat das Oberverwaltungsgericht für das Land Sachsen-Anhalt (U. v.
24.3.2015 - 2 L 184/10 - juris Rn. 81) ausgeführt, dass bei einer standortbezogenen
Umweltverträglichkeitsvorprüfung die in den Nummern 2.1 bzw. 2.2 der Anlage 2 zum Gesetz über
die Umweltverträglichkeitsprüfung erwähnten Nutzungs- und Qualitätskriterien nicht heranzuziehen
sind. Fehlt es - wie hier - an Anhaltspunkten dafür, dass das Vorhaben nachteilige Auswirkungen auf
von der Nummer 2.3 dieser Anlage erfasste Gebiete oder Einzelobjekte zu zeitigen vermag, kann
die Vorprüfung bereits an dieser Stelle beendet werden (OVG SA, U. v. 24.3.2015 a. a. O. Rn. 81;
vgl. zur fehlenden Berücksichtigungsfähigkeit etwaiger Beeinträchtigungen von nicht in der Nummer
2.3 der Anlage 2 aufgeführten Schutzgütern bei einer standortbezogenen
Umweltverträglichkeitsvorprüfung auch VGH BW, B. v. 8.3.2011 - 10 S 161/09 - NVwZ-RR 2011,
355/356 f.; HessVGH, B. v. 19.3.2012 - 9 B 1916/11 - juris Rn. 73). Auf die insoweit bestehende
ausschließliche Relevanz der in der Nummer 2.3 der Anlage 2 zum Gesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung aufgeführten Schutzkriterien weisen auch Storm/Bunge (Handbuch
der Umweltverträglichkeitsprüfung, Bd. 1, 0600, Stand März 2006, § 3c UVPG Rn. 85 - 88) sowie
Sangenstedt (in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Bd. I, Stand Mai 2003, § 3c UVPG Rn. 33 f.) hin.

Die Beschwerdebegründung zeigt nicht auf, dass durch das verfahrensgegenständliche Vorhaben -
sei es auch unter Einbeziehung der beiden von der Beigeladenen in der Gemarkung C. der Stadt A.
geplanten weiteren Anlagen - ein Gebiet der in den Nummern 2.3.1 bis 2.3.4 sowie 2.3.7 bis 2.3.10
der Anlage 2 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung aufgeführten Art oder ein von den
Nummern 2.3.5, 2.3.6 oder 2.3.11 dieser Anlage erfasstes Einzelobjekt nachteilig beeinflusst werden
kann. Dahinstehen kann deshalb, ob durch die Ausführungen in Abschnitt B.I.1.2 des Schriftsatzes
vom 21. Oktober 2015 eine mit dem Vorhaben potentiell einhergehende Gefährdung des Rotmilans
dargetan wird. Denn hierdurch würde auch dann, wenn diesem Vorbringen zu folgen sein sollte,
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keine Beeinträchtigung einer der in der Nummer 2.3 der Anlage 2 zum Gesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung aufgeführten Schutzkriterien aufgezeigt.

Als unbehelflich erweist sich vor diesem Hintergrund ferner der im gleichen Abschnitt der
Beschwerdebegründung enthaltene Hinweis auf das Urteil des Oberverwaltungsgerichts für das
Land Nordrhein-Westfalen vom 25. Februar 2015 (8 A 959/10 - ZNER 2015, 177). In dieser
Entscheidung wurde das Ergebnis einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles (§ 3c Satz 1
UVPG) dann als nicht nachvollziehbar im Sinn von § 3a Satz 4 UVPG eingestuft, wenn sich die
avifaunistische Unbedenklichkeit eines Vorhabens nur dadurch sicherstellen lässt, dass der
Genehmigungsbescheid mit mehreren, den Vorhabensträger nicht unwesentlich einschränkenden
Nebenbestimmungen versehen wird. Um aus der Erforderlichkeit derartiger Nebenbestimmungen
die Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung herleiten zu können, bedarf es jedoch stets
eines Bezuges zwischen den betroffenen Umweltbelangen und den in der Anlage 2 zum Gesetz
über die Umweltverträglichkeitsprüfung aufgeführten Kriterien (vgl. auch OVG NRW, U. v. 25.2.2015
a. a. O. S. 185). Muss - wie hier - allenfalls eine standortbezogene Vorprüfung durchgeführt werden
und ist deshalb allein zu fragen, ob in der Nummer 2.3 der Anlage 2 zu diesem Gesetz genannte
Gebiete oder Einzelobjekte nachteilig betroffen sein können, vermag die Notwendigkeit
umfangreicher oder gravierender Nebenbestimmungen zur Herstellung der Genehmigungsfähigkeit
nur dann Indizwirkung für die Erforderlichkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu entfalten, wenn
diese Nebenbestimmungen dazu dienen, Beeinträchtigungen dieser Gebiete oder Einzelobjekte zu
verhindern. Einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung beigefügte Auflagen, die - wie hier -
der Vermeidung eines Verstoßes gegen § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG dienen, weisen jedenfalls dann
keinen Bezug zu den in der Nummer 2.3 der Anlage 2 zum Gesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung aufgeführten Schutzkriterien auf, wenn die zu schützenden Tiere in
keinem der in den Nummern 2.3.1 bis 2.3.4 sowie 2.3.7 bis 2.3.10 dieser Anlage genannten Gebiete
leben.

Ebenfalls nicht geeignet, die fehlende Nachvollziehbarkeit des Ergebnisses der
Umweltverträglichkeitsvorprüfung im Sinn von § 3a Satz 4 UVPG darzutun, ist vor diesem
Hintergrund die Rüge der Antragstellerin, das Landratsamt habe im Rahmen dieses
Verfahrensabschnitts die Ergebnisse der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung unberücksichtigt
gelassen.

3.3 Die Ausführungen in Abschnitt B.II.2.3 der Beschwerdebegründung, in denen eine Missachtung
des Rücksichtnahmegebots durch die Nachtkennzeichnung der verfahrensgegenständlichen
Windkraftanlagen behauptet wird, zeigen die rechtliche Fehlerhaftigkeit des Bescheids vom 17.
November 2014 ebenfalls nicht auf. Da Windkraftanlagen inzwischen weit verbreitet sind, kann sich
jedermann einen unmittelbaren Eindruck von den Auswirkungen der nächtlichen Beleuchtung
derartiger Anlagen verschaffen; das insoweit einschlägige Erfahrungswissen kann deshalb -
zumindest in einem Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes - als allgemeinkundig angesehen
werden. Danach spricht nicht einmal eine entfernte Wahrscheinlichkeit dafür, dass die nächtliche
Befeuerung von Windkraftanlagen, die vom Wohnanwesen der Antragstellerin Abstände der hier
inmitten stehenden Art aufweisen, zu einer Verletzung subjektiver Rechte der Antragstellerin führt.
Glaubhaft erscheinen vielmehr die Ausführungen auf Seite 4 unten und Seite 5 oben in der
Beschwerdeerwiderung der Landesanwaltschaft Bayern vom 27. Oktober 2015, wonach eine im
Jahr 2010 von der Universität Wittenberg-Halle durchgeführte Studie ergeben hat, dass solche
Hinderniskennzeichnungen keine erhebliche Belästigungswirkung auslösen und auch keine ins
Gewicht fallende Blendwirkung verursachen. Hierfür spricht vor allem, dass die von der Befeuerung
von Windkraftanlagen ausgehenden Lichtstrahlen dazu dienen, von Luftfahrzeugführern
wahrgenommen zu werden, sie mithin nicht gezielt auf die Erdoberfläche hin ausgerichtet oder gar
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gebündelt sind.

3.4 Soweit die Antragstellerin in Abschnitt B.II.2.4 der Beschwerdebegründung moniert, dass es das
Verwaltungsgericht unterlassen habe, ihre Gesamtbelastung mit „Immissionen“ jedweder Art (sie
versteht hierunter außer Geräuschen, dem Schattenwurf der Windkraftanlagen sowie den
Lichtimmissionen der Blinkfeuer auch die Beeinträchtigungen, denen sie sich durch die farbig
markierten Rotoren ausgesetzt sehe) festzustellen und zu bewerten, ergibt sich hieraus ebenfalls
keine Notwendigkeit, den Beschluss vom 6. August 2015 abzuändern. Das wäre nach § 146 Abs. 4
Satz 3 VwGO nur veranlasst, wenn die Antragstellerin in der Beschwerdebegründung aufgezeigt
hätte, dass es einen Rechtssatz gibt, der eine Summation der Effekte verschiedener
Immissionsarten (sowie ggf. sonstiger optischer Beeinträchtigungen) gebietet, und die
Voraussetzungen eines solchen Rechtssatzes im vorliegenden Fall erfüllt sind. Diese Aufgabe wird
im Schriftsatz vom 21. Oktober 2015 indes nicht einmal ansatzweise geleistet. Die dortigen
Ausführungen beschränken sich vielmehr darauf, die Existenz eines derartigen Rechtssatzes
lediglich zu postulieren.

Auch das rechtswissenschaftliche Schrifttum geht im Übrigen, soweit es dieser Frage
Aufmerksamkeit widmet, davon aus, dass sich das Erfordernis, die Gesamtbelastung eines
Schutzgutes durch Immissionen zu berücksichtigen, grundsätzlich auf die einzelnen
Immissionsarten beschränkt (vgl. dazu näher BayVGH, B. v. 13.10.2015 - 22 ZB 15.1186 - Rn. 67
ff.).

Der Verwaltungsgerichtshof verkennt bei alledem nicht, dass es Fallgestaltungen geben kann, in
denen die Schutzpflicht, die der öffentlichen Gewalt in Bezug auf die Grundrechte obliegt, es u. U.
gebietet, Immissionen dann nicht zuzulassen oder sie zu unterbinden, wenn ein Rechtsgut bereits
durch Immissionen anderer Art über das von Verfassungs wegen hinzunehmende Maß belastet ist,
oder diese verfassungsrechtliche Grenze durch das Zusammentreffen unterschiedlicher Arten von
Umwelteinwirkungen erstmals überschritten wird (vgl. zu dem Gebot, im Einzelfall auch
Kombinationen und Summationen verschiedener Immissionsarten zu erfassen, Thiel in
Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Bd. III, Stand Januar 2014, § 3 BImSchG, Rn. 59). Hieraus kann
die Antragstellerin jedoch nicht nur deshalb nichts zu ihren Gunsten herleiten, weil sie der ihr
obliegenden Darlegungslast hinsichtlich der Existenz und der Reichweite eines solchen
Rechtssatzes nicht nachgekommen ist; auch ihre Immissionsbetroffenheit bleibt nach dem
Vorgesagten selbst bei einer Zusammenschau der einzelnen ggf. in die Betrachtung
einzubeziehenden Faktoren weit hinter dem Grad an Erheblichkeit zurück, von dem an ein etwaiges
Erfordernis der Kumulation unterschiedlicher Immissionsarten (sowie ggf. weiterer nachteiliger
Einwirkungen) praktische Relevanz erlangen könnte.

4. Dass der Bescheid vom 17. November 2014, sollte er sich nicht zur Gänze als rechtmäßig
erweisen, allenfalls der Ergänzung durch begrenzte Schutzanordnungen zugunsten der
Antragstellerin bedarf, er aller Voraussicht nach aber nicht aufzuheben sein wird, spricht dafür, an
dessen sofortiger Vollziehbarkeit festzuhalten. Auch eine vom mutmaßlichen Ausgang des
Hauptsacheverfahrens unabhängige Abwägung der für und gegen die sofortige Vollziehbarkeit
dieser immissionsschutzrechtlichen Genehmigung sprechenden Belange legt ein solches Ergebnis
nahe. Denn jedenfalls die für eine alsbaldige Verwirklichung des verfahrensgegenständlichen
Vorhabens streitenden gemeinwohlbezogenen Gesichtspunkte überwiegen das Suspensivinteresse
der Antragstellerin. Wenn die beiden von der Beigeladenen geplanten Anlagen alsbald einen Beitrag
zur Erzeugung elektrischer Energie aus regenerativen Quellen leisten können, so entspricht das der
Zielsetzung, die in § 1 EEG sowie in der Nummer 6.2.1 des Landesentwicklungsprogramms Bayern
vom 22. August 2013 (GVBl S. 550; BayRS 230-1-5-F) zum Ausdruck gelangt. Die in Abschnitt B.I.3
der Beschwerdebegründung als Indiz für den Wegfall eines breiten gesellschaftlichen und
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politischen Konsenses hinsichtlich des raschen Ausbaus erneuerbarer Energien in Bezug
genommene sog. 10-H-Regelung (§ 1 des Gesetzes zur Änderung der Bayerischen Bauordnung u.
a. vom 17.11.2014, GVBl S. 478) ist hier nicht anwendbar, weil der Genehmigungsbescheid vom 17.
November 2014 nicht nur vor dem Inkrafttreten dieser Rechtsänderung am 21. November 2014 (vgl.
§ 3 des o.g. Gesetzes) erlassen, sondern er - soweit es hierauf ankommen sollte - auch vor diesem
Stichtag der Genehmigungsadressatin bekanntgegeben wurde und sich die Neufassung der Art. 82
f. BayBO keine Rückwirkung beilegt. Für die Entscheidung über Anfechtungsklagen Dritter gegen
eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist aber die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt ihrer
Erteilung maßgeblich (vgl. BVerwG, B. v. 11.1.1991 - 7 B 102/90 - NVwZ-RR 1991, 236; BayVGH, U.
v. 25.6.2013 - 22 B 11.701 - BayVBl 2014, 502/505 Rn. 47; BayVGH, B. v. 24.3.2015 - 22 ZB 15.113
- juris Rn. 36). Rückschlüsse aus einer späteren Gesetzesänderung verbieten sich mit Blick auf den
Vertrauensschutz eines Genehmigungsinhabers.

Wenn die Antragstellerin das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehbarkeit der
Genehmigung vom 17. November 2014 mit der Behauptung in Abrede stellt, die beiden
verfahrensgegenständlichen Windkraftanlagen würden nur „eine Standortqualität von 58,13%“
erreichen, kann dieses Vorbringen im vorliegenden Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes
schon deshalb nicht berücksichtigt werden, weil es nicht ausreichend substantiiert wurde.
Insbesondere enthält der Bescheid vom 25. Juni 2015 entgegen der Darstellung in Abschnitt B.I.3
der Beschwerdebegründung keine dahingehende Angabe. Soweit die Antragstellerin in diesem
Zusammenhang auf das in Abschnitt 9.4.4 der „Hinweise zur Planung und Genehmigung von
Windkraftanlagen (WKA)“ (Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien des
Innern, für Wissenschaft, Forschung und Kunst, der Finanzen, für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr
und Technologie, für Umwelt und Gesundheit sowie für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom
20.12.2011) erwähnte 60-%-Kriterium verweist, bezieht sich diese Regelung im Übrigen nur auf die
Voraussetzungen, unter denen von der Ermessensvorschrift des § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG
Gebrauch gemacht, d. h. eine Ausnahme vom artenschutzrechtlichen Tötungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr.
1 BNatSchG) zugelassen werden darf. Für die Beantwortung der Frage, wann ein hinreichendes
öffentliches Interesse an der sofortigen Vollziehbarkeit der für eine Windkraftanlage erteilten
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung besteht, folgt hieraus schon deshalb nichts, weil § 80
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO - anders als § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG - kein „zwingendes“
öffentliches Interesse verlangt.

Rechtfertigen es aber jedenfalls gemeinwohlbezogene Belange, an der sofortigen Vollziehbarkeit
des Bescheids vom 17. November 2014 festzuhalten, so kann dahinstehen, welches Gewicht in
diesem Zusammenhang den wirtschaftlichen Interessen der Beigeladenen zukommt, inwiefern
namentlich dem sich hierauf beziehenden Vorbringen in Abschnitt B.I.2 der Beschwerdebegründung
zu folgen wäre. Festzuhalten ist insofern lediglich, dass eine Wiederherstellung der aufschiebenden
Wirkung wegen des in den Nebenbestimmungen 4.1.2 bis 4.1.4 des Bescheids vom 17. November
2014 vorgegebenen „Bauzeitfensters“ zur Folge hätte, dass sich die Gewinnung regenerativer
Energie aus den beiden verfahrensgegenständlichen Windkraftanlagen um mindestens ein volles
Jahr verschieben würde.

5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 155 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 154 Abs. 3 VwGO, der
Ausspruch über die teilweise Erstattungsfähigkeit der außergerichtlichen Kosten der Beigeladenen
auf § 162 Abs. 3 VwGO.
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